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Einführung des Trusts
in die schweizerische Rechtsordnung.
Bericht des Bundesrates
zur Abschreibung
der Motion RK-S 18.3383

Introduction du trust
dans l'ordre juridique suisse.
Rapport du Conseil fédéral
sur le classement
de la motion CAJ-E 18.3383

Erstrat – Premier Conseil

CHRONOLOGIE

STÄNDERAT/CONSEIL DES ETATS 12.12.23 (ERSTRAT - PREMIER CONSEIL)
NATIONALRAT/CONSEIL NATIONAL 27.02.24 (ZWEITRAT - DEUXIÈME CONSEIL)

Antrag der Kommission
Abschreiben der Motion 18.3383

Proposition de la commission
Classer la motion 18.3383

Schmid Martin (RL, GR), für die Kommission: Wir behandeln heute den Bericht zur Abschreibung der Motion
18.3383 der Kommission für Rechtsfragen des Ständerates, "Einführung des Trusts in die schweizerische
Rechtsordnung". Gleichzeitig behandeln wir beim nachfolgenden Geschäft dann die Frage, ob die Schweizer
Familienstiftung gestärkt werden soll, indem das Verbot von Familienunterhaltsstiftungen aufgehoben wird.
Vorweg kann ich festhalten, dass die einstimmige Kommission mit dem Bundesrat der Meinung ist, die Frage
des Trusts in der Schweiz sei mindestens für die nächste Dekade einmal zu beerdigen und dieses Projekt sei
zu beendigen. Im nachfolgenden Geschäft werden wir uns dann aber darüber unterhalten, ob wir das Verbot
der Familienunterhaltsstiftungen aufheben wollen oder nicht. Dort gibt es eine Mehrheit und eine Minderheit.
Vorweg möchte ich Ihnen einmal die Gründe darlegen, warum wir die Frage des Trusts oder der Familienunter-
haltsstiftungen überhaupt diskutieren. In der Schweiz stellen wir seit Jahren fest, dass wir in unserer Rechts-
ordnung für die Nachlass- und Vorsorgeplanung keine rechtlichen Gefässe haben, dass viele Schweizerinnen
und Schweizer ins Ausland ausweichen, gerade auch in unseren Nachbarstaat Liechtenstein zum Beispiel,
und dort solche Rechtsinstitute errichten. Diese werden dann gleichzeitig aber ohne inhaltliche Kontrolle in der
Schweiz anerkannt. Das ist quasi ein Regulierungsversagen. Aus diesem Grund reichte die Kommission für
Rechtsfragen des Ständerates im Jahr 2018 eine Motion ein, die den Bundesrat beauftragte, die rechtlichen
Grundlagen für einen Schweizer Trust zu schaffen. Der Nationalrat nahm 2019 diese Motion ebenfalls an, und
der Bundesrat setzte eine Experten- und Arbeitsgruppe ein, welche sich diesem Thema widmete.
Das Problem in diesem Bereich liegt darin, dass die Einführung des Trusts nicht nur einen zivilrechtlichen, son-
dern auch einen steuerrechtlichen Teil hat. Ich glaube, dort ist letztlich auch der Sargnagel zu finden, der zum
Abschreibungsantrag geführt hat. Denn die steuerrechtlichen Probleme konnten nie, mindestens nie befriedi-
gend gelöst werden. Die Arbeitsgruppe hat dann einen Vorschlag ausgearbeitet, und der Bundesrat hat diesen
in die Vernehmlassung gegeben. Die Vernehmlassung hat das Bild gezeigt, dass die Mehrheit der Vernehm-
lassten den Entwurf im zivilrechtlichen Teil begrüsste. Auch wurde festgestellt, dass ein Regulierungsversagen
vorliegt, weil das Ziel des Rechtsinstituts im Ausland heute schon erreicht werden kann und dieses eigentlich
auch in die Schweiz gebracht und hier völlig akzeptiert wird. Das wird von vielen als eine stossende Situation,
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als eine nicht nachvollziehbare Situation beurteilt. Das sahen auch die Vernehmlassten in der Mehrheit so.
Aber es wurden natürlich Zweifel vorgebracht, vielleicht auch zu Recht, ob der Trust als Instrument des Com-
mon Law in die schweizerische Rechtsordnung passt. Das ist ein faires Argument, das durchaus auch in der
Rechtslehre viel Zuspruch erhalten hat, weil der Trust eben von den Staaten des Common Law verwendet
wird und eigentlich nicht in unsere Rechtsordnung passt. Es wurde auch darauf hingewiesen, dass die Ein-
führung des Trusts vielleicht dem Ruf des schweizerischen Finanzplatzes schaden und dass dieses Konstrukt
missbraucht werden könnte. Der Bundesrat hat auch diesbezüglich seine Bedenken gegenüber dem Trust
geäussert und war immer skeptisch.
Es war dann kein genügender Konsens zu finden. Es war keine Mehrheitsvorlage absehbar, welche die Einfüh-
rung des Trusts hätte ermöglichen können. Ganz klar wurde das bei den steuerrechtlichen Themen: Obwohl
Trusts und ausländische Unterhaltsstiftungen in der Schweiz heute steuerrechtlich problemlos gehandhabt
werden – das können alle sagen, die in der Praxis damit zu tun haben –, ist der Bundesrat mit seinem Vor-
entwurf aufgelaufen. Es gab keine Konsenslösung im Bereich der steuerrechtlichen Themen. Heute ist es
meistens so, dass diese Konstrukte transparent behandelt werden. Gestützt auf zwei Kreisschreiben hat die
Praxis einen Weg gefunden, wie man mit den ausländischen Konstrukten auch in der Schweiz steuerrechtlich
umgehen kann.
Der Bundesrat sah damals aber vor, bei einer Einführung des Trusts in die schweizerische Rechtsordnung den
Trust quasi als Steuersubjekt zu definieren. Das war der Stein des Anstosses. Die heutige Trust-Industrie in
der Schweiz befürchtete, dass der Trust-Standort Schweiz Nachteile erleiden würde. Diejenigen, die einst eine
Einführung des Trusts befürworteten, glaubten, dass das Instrument steuerrechtlich solche Nachteile hätte,
dass es gar nie angewendet werden könnte.
Das Fazit unserer Kommission ist das gleiche wie das Fazit des Bundesrates. Wir sind der Auffassung, dass die
Frage der Einführung des Trusts in der Schweiz mindestens in dieser Politikergeneration aufgegeben werden
sollte. Es handelt sich um ein Institut des Common Law, das nicht in unsere Rechtsordnung passt. Wir würden
Ihnen beantragen, dieses Projekt nicht weiterzuverfolgen, sondern abzuschreiben.
Ich öffne hier aber schon eine Tür für diejenigen, die immer noch daran glauben, dass es besser wäre, in der
Schweiz ein solches Instrument einzuführen. Darauf komme ich dann beim nächsten Geschäft zu sprechen.
Es wurde auch in der Vernehmlassung vielfach darauf hingewiesen, dass nicht der Trust die Lösung für die
Nachteile der Vermögensplanung ist, sondern dass – wie mit der Motion Burkart 22.4445 gefordert – das
Verbot der Unterhaltsstiftung aufgehoben werden sollte. Dieses Thema behandeln wir dann beim nächsten
Geschäft.
Die Kommission ist wie der Bundesrat der Meinung, dass das Projekt einer Einführung des Trusts abgeschrie-
ben werden sollte.

Baume-Schneider Elisabeth, conseillère fédérale: Par sa matière, ce dossier est étroitement lié au dossier
suivant concernant les fondations de famille. Mais je me concentrerai uniquement sur la question des trusts.
Le Conseil fédéral propose, comme vous avez pu en prendre connaissance dans son rapport du 15 septembre
2023, et à l'instar de votre commission, de classer la motion. En réponse à cette

AB 2023 S 1142 / BO 2023 E 1142

motion 18.3383 de votre Commission des affaires juridiques, le Conseil fédéral, comme cela a été dit, avait
élaboré un avant-projet avec le soutien d'experts et il avait procédé en parallèle à une analyse d'impact de
cette réglementation. Cet avant-projet prévoyait, dans une partie du droit civil, la création d'un trust en tant que
nouvelle institution juridique dans le code des obligations, ainsi que d'autres adaptations du droit civil.
Mais comme cela a été relevé, il n'y a pas que le droit civil qui est concerné. Il y a également toute une
partie du droit fiscal. A cet endroit, il a été proposé de réglementer explicitement les relations de trust dans
nos lois fiscales en Suisse. Dans la procédure de consultation, une majorité relative des participants s'est
certes prononcée en faveur de l'introduction du trust en droit suisse, mais comme cela a été très précisément
indiqué par le rapporteur, seule la partie du droit civil de l'avant-projet a été expressément soutenue par une
majorité de participants. En revanche, la partie fiscale a, elle, été clairement et globalement rejetée par une
grande majorité des participants, en particulier par 19 cantons. En outre, de nombreux participants ont déclaré
soutenir le principe de l'introduction d'un trust dans l'ordre juridique suisse à la seule et unique condition que
les propositions de droit fiscal du projet soient totalement abandonnées ou fondamentalement modifiées, ce
qui n'était pas possible.
A la suite des résultats de la consultation, le Conseil fédéral a constaté qu'il n'existe actuellement pas de
consensus suffisant sur la nécessité ou non d'un trust suisse. L'analyse d'impact de la réglementation a certes
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démontré un échec – il faut bien le dire – de la réglementation, mais tout en relevant qu'il n'y avait pas de
dysfonctionnement du marché, à savoir que le marché est parfaitement capable de trouver des solutions en
matière de structuration du patrimoine et de planification successorale.
Die Vorschläge des Bundesrates zur zukünftigen steuerlichen Behandlung von Trusts wurden in der Vernehm-
lassung klar abgelehnt, insbesondere von einer grossen Mehrheit der Kantone. Nach Ansicht des Bundesrates
besteht diesbezüglich derzeit eine ausweglose Situation. Zwar gibt es bereits heute eine Praxis zur Besteue-
rung von Trusts, doch nach Ansicht des Bundesrates ist es zentral, dass diese Praxis im Falle der gesetzlichen
Regelung eines Schweizer Trusts nicht einfach beibehalten werden kann. Vielmehr ist eine Regelung in den
Steuergesetzen notwendig.
D'un côté, les propositions du Conseil fédéral relatives à l'imposition des trusts ont, elles, été clairement re-
jetées. De l'autre, le Conseil fédéral est d'avis qu'il n'existe donc aujourd'hui pas de meilleure option en la
matière. Il y a en quelque sorte une forme d'impasse. On peut mentionner le scepticisme, et je crois que c'est
aussi de la lucidité: c'est qu'on ne trouve pas une solution satisfaisante.
Lors de la procédure de consultation, certains ont demandé, à la place de ou en parallèle à l'introduction d'un
trust suisse, une révision des dispositions du code civil sur la fondation de famille – nous allons y venir tout
bientôt. Mais comme une éventuelle révision de la fondation de famille soulève des questions et des problèmes
comparables à ceux soulevés par l'introduction d'un trust suisse, notamment en matière d'imposition, il est,
malheureusement, impossible d'en déduire quoi que ce soit en faveur d'un trust suisse.
En conclusion, le Conseil fédéral vous propose, à l'instar de la proposition de votre commission, de classer la
motion 18.3383.

Angenommen – Adopté

Präsidentin (Herzog Eva, Präsidentin): Das Geschäft geht an den Nationalrat.
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